
or knapp 3 0 Jahren, in den frühen achtzi-
ger Jahren, war die Friedensb ewegung im

Aufwind : Durch den Nato-D oppelb e schluss war
der Wahnsinn des Wettrü stens im Kalten Krieg so
vielen Menschen b ewusst geworden, dass nicht
nur Pershing II und Cruise Missile s, sondern auch
die Bunde swehr und die Nato zunehmend in Frage
gestellt werden konnten . D ementsprechend stieg
die Zahl der Kriegsdienstverweigerer immer wei-
ter an, und aus dem verachteten Drückeb erger
wurde der ge sellschaftlich unentb ehrliche Zivi .
Auch die Gewaltstrukturen innerhalb unserer eige-
nen Ge sellschaft, in Schulen, Familien, Heimerzie-
hung wurden öffentlich diskutiert, zumindest in
Teilb ereichen wurde Gewalt immer stärker delegi-
timiert. D as Züchtigungsrecht von Lehrern gegen-
über Schülern war bis 1 973 in allen Bundesländern
der alten B RD abgeschafft worden . Gewaltfreie Er-
ziehung wurde nicht mehr als weltfremde Utopie ,
sondern als realistisches und wünschenswerte s
Konzept diskutiert (allerdings erst im Jahr 2 0 0 0 als
Anspruch des Kindes ge setzlich verankert) . Die
Kriminalisierung gewaltfreier Aktionen als »Nöti-
gung« wurde zwar zunächst vom Bundesverfas-
sungsgericht mit knapper Mehrheit akzeptiert
(d .h . eine entsprechende Verfassungsb eschwerde
am 1 1 . 1 1 . 1 9 8 6 mit Stimmengleichheit abgelehnt

1 )

) ,
einige Jahre sp äter (am 1 0 . 0 1 . 1 9 9 5 ) ab er für verfas-
sungswidrig erklärt

2 )

.
Als dann mit dem Zerfall der Sowj etunion der

Warschauer Pakt zum 1 . Juli 1 9 9 1 aufgelö st wurde ,
schien das Ende der Nato und damit auch der Bun-
deswehr in greifb are Nähe gerückt. Auch der Ach-
tungserfolg der Gruppe »Schweiz ohne Armee« , die
erreichte , dass am 2 6 . Novemb er 1 9 89 in einer
Volksab stimmung in der Schweiz üb er eine Million
Stimmb erechtigte (3 5 , 6 % der Ab stimmenden) für
eine Ab schaffung der Armee stimmten, stimmte
optimistisch . D ementsprechend entstand eine Ini-
tiative »B RD ohne Armee« , an der u . a. der B SV und
die DFG-VK b eteiligt waren .

Andererseits gab es Aktionen wie »Waffen für El
S alvador« ( 1 9 8 0- 1 9 9 2 ) , e s gab Linke , die nicht aus-
schließen wollten, dass die Fähigkeit, mit Schuss-
waffen umgehen zu können, in irgendeiner Situati-
on gebraucht werden könnte , und dementspre-
chend dafür eintraten, den Grundwehrdienst zu
nutzen, um den Umgang mit Waffen zu erlernen .

1 9 9 1 sah es auf den ersten Blick trotzdem so
au s, als ob die lange erhoffte »Friedensdividende«
nach dem Ende des Kalten Kriege s erreicht sei . Die
Nationale Volksarmee der DDR wurde bis auf einen
kleinen Rest (2 0 . 0 0 0 Soldaten) , der in die Bundes-
wehr üb ernommen wurde , abgewickelt. Die Soll-
stärke der Bundeswehr, die im Kalten Krieg bis zu
49 5 . 0 0 0 M ann betrug, war im 4 + 2-Vertrag auf eine
Ob ergrenze von 370 . 0 0 0 M ann festgelegt worden .
Tatsächlich wurde diese Zahl schnell unterschrit-
ten : D erzeit b eträgt die sog. Friedensstärke der
Bunde swehr 2 5 0 . 0 0 0 Soldaten, dazu kommen laut
Stellenplan des Bundesministeriums der Verteidi-
gung knapp 1 0 0 . 0 0 0 Zivilbe schäftigte

3 )

(zu Zeiten
des Kalten Krieges waren e s deutlich mehr, im
Weißbuch 1 9 8 5 wird ihre Zahl mit 1 76 . 0 0 0 angege-
b en) . Auch der Verteidigungsetat schrumpfte zu-
nächst deutlich : 1 9 8 5 waren es 49 Milliarden Mark,
der bisher niedrigste Verteidigungsetat seit der
Wiedervereinigung b etrug gut 2 3 Milliarden Euro
im Jahr 2 0 0 0 . Im Weißbuch 2 0 0 6 wurde offen zu-
gegeben, dass der Bundeswehr der Feind abhan-
den gekommen ist : »Die herkömmliche Landesver-
teidigung gegen einen konventionellen Angriff als
strukturb estimmende Aufgab e der Bunde swehr
entspricht nicht länger den aktuellen sicherheits-
politischen Erfordernissen . «

4)

Aber wenn einer Armee der Feind abhanden
kommt, sucht sie sich eher einen neuen, als sich
aufzulö sen . Bundesregierung und Parlament hal-
fen tatkräftig mit. So kam es zu einer Renaissance
des militärischen D enkens in der deutschen Au-
ßenpolitik

5 )

. Und sp ätestens seit dem Ko sovo-Krieg
im Frühj ahr 1 9 9 9 hab en Pazifistinnen und Pazifis-
ten das Gefühl, den Kampf gegen die Militarisie-
rung der deutschen Außenpolitik verloren zu ha-
b en . Wo stehen wir heute ?

Die Bunde swehr, die schon 1 9 8 5 überwiegend
(d .h . zu 5 5 %) au s Zeit- und B erufssoldaten b estand ,
hat inzwischen einen Wehrpflichtigenanteil von
unter 2 0 Prozent. Über 8 0 Prozent der Soldatinnen
und Soldaten sind Zeitsoldaten, B erufssoldaten
o der freiwillig länger dienende Wehrpflichtige

6)

(die im Normalfall auch an Au slandseinsätzen teil-
nehmen) . Die Zahl der Zivildienstleistenden hat

Ute Finckh

Eine überflüssige Institution
auf der Suche nach neuen Aufgaben
Die Bundeswehr im Umbruch
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die Zahl derer, die Grundwehrdienst leisten, inzwi-
schen üb erholt

7)

. E s ist nicht mehr die Regel, son-
dern die Au snahme , dass junge Männer in der Bun-
de swehr »gedient« haben . Auch eine Ab schaffung
o der zuminde st Aussetzung der Wehrpflicht, die in
den meisten europ äischen Ländern schon vollzo-
gen wurde , scheint in ab sehb arer Zeit möglich (sie-
he dazu den nachfolgenden B eitrag von Stefan Phi-
lipp) . Andererseits müssen wir uns mit der Tatsa-
che auseinandersetzen, dass immer mehr Soldaten
(und zunehmend auch Soldatinnen) in Auslands-
einsätze geschickt werden, die − egal, wie die
Sprachregelungen der offiziellen Politik gerade
sind − als Kriegseinsätze b ezeichnet werden kön-
nen und müssen .

Was haben wir vor zwanzig Jahren üb ersehen?
Waren es taktische Fehler von unserer Seite , die die
Remilitarisierung der deutschen Außenpolitik er-
möglicht haben, o der waren wir einfach zu opti-
mistisch; hätten wir das , worauf wir so engagiert
hinge arbeitet hab en, gar nicht erreichen können?

Nach meiner Einschätzung hab en wir vor 2 0
Jahren eine Menge üb er Konflikte und konkrete
Konfliktregionen gewu sst, konnten ab er denen,
die entsetzt auf immer mehr Fernsehbilder von Ge-
waltausbrüchen und (Bürger-) Kriegen re agierten,
keinen üb erzeugenden Weg aufzeigen, wie organi-
sierter Gewalt mit zivilen bzw. gewaltfreien Mitteln
b egegnet werden könnte . Die Ansicht, dass man
Gewalt im Zweifelsfall mit Gegengewalt begegnen
kann, war nach wie vor weit verbreitet, die Bunde s-
wehr saß mehr o der weniger untätig in irgendwel-
chen Kasernen herum − also konnten sich Politike-
rInnen, die ihren Einsatz forderten, auf eine Mehr-
heit der B evölkerung stützen . Die Bundeswehr
wiederum hatte nichts dagegen, von den Politikern
neue Aufgab en zugewie sen zu b ekommen, auch
wenn sich b ei j edem Au slandseinsatz aufs Neue
zeigt, dass sie völlig ungeeignet ist, Frieden zu
schaffen . D aher fragen sich inzwischen zuneh-
mend auch Leute außerhalb der klassischen Frie-
densb ewegung, ob die Jahr für Jahr für die Bunde s-
wehr und ihre Auslandseinsätze ausgegeb enen Mil-
liarden nicht b e sser für die B ekämpfung von Ar-
mut und Krankheit, für Umwelt- und Klimaschutz
o der für die Verb esserung unseres Bildungssys-
tems ausgegeb en werden sollten . Mit der Entwick-
lung und praktischen Erprobung von Konzepten
der zivilen Konfliktbe arb eitung/ gewaltfreien
Konflikttransformation hab en Friedensforschung
und Friedensb ewegung zudem in den letzten Jah-
ren das Argument, dass man Gewalt im Zweifelsfall
mit Gegengewalt b egegnen muss , ein Stück weit
entkräftet.

Ab er es gibt j a auch no ch andere Gegner und
Aufgaben . O-Ton au s dem Weißbuch 2 0 0 6 : »D er
Einsatz zur B ekämpfung des Ho chwassers an Elb e ,
Mulde und D onau im August 2 0 0 2 war der bisher

größte Einsatz dieser Art im Inland . D amals kämpf-
ten rund 45 . 0 0 0 Angehörige der Bundeswehr rund
um die Uhr in enger Zusammenarb eit mit zivilen
Hilfsorganisationen und freiwilligen Helfern ge-
gen die Fluten . Sie hab en damit Leben gerettet und
Land und Leute vor Schäden no ch größeren Au s-
maßes b ewahrt.

Zur Unterstützung des Bunde s und der Länder
hielten die Streitkräfte Personal und Material zur
Unterstützung von Großveranstaltungen mit Mil-
lionen von B esuchern aus aller Welt, wie dem Welt-
jugendtag der Katholischen Kirche 2 0 0 5 und der
Fußb allweltmeisterschaft 2 0 0 6 , b ereit. ( ) .

Unge achtet der Neugewichtung de s Aufgab en-
spektrums wird die Bunde swehr auch in Zukunft
mit der üb erwiegenden Zahl der aktiven Soldaten
im Inland präsent sein und damit für die Unterstüt-
zung der zivilen Katastrophenabwehr zur Verfü-
gung stehen . D ab ei werden weiterhin mehr aktive
Soldaten für die Katastrophenhilfe kurzfristig ver-
fügb ar sein, als in der Vergangenheit bei einer Kata-
strophe in D eutschland j e einge setzt worden
sind . «

8)

. D a bleibt nur no ch die Frage : »Muss man
wirklich schießen lernen, um b ei Ho chwasser
S andsäcke füllen zu können?« (Ulrich Finckh)

Ist ab er das Hineindrängeln der Bundeswehr in
Aufgab en de s Katastrophenschutze s, der Polizei
o der anderer ziviler B ehörden genauso als Militari-
sierungstendenz anzusehen wie die Auslandsein-
sätze der Bundeswehr eine Militarisierung der Au-
ßenpolitik darstellen? Hier ist meiner Ansicht nach
no ch ein weiterer Aspekt zu b eachten : Was macht
eine Institution, deren ursprüngliche Aufgab e ent-
fällt? Organisiert sie wirklich ihre Selb stauflö sung?

B etrachten wir ein p aar B eispiele .
- D as Bunde sverwaltungsamt (BVA) hatte lange

Zeit im Wesentlichen die Aufgab e , BAFö G-Anträge
zu b earb eiten und BAFö G-D arlehen samt ihrer
Rückzahlung zu verwalten . Als in den 8 0 er Jahren
die Zahl der BAFö G-B erechtigten sank und infor-
mationstechnische Hilfsmittel die Antragsb earb ei-
tung vereinfachten, wurde das BVA nicht etwa ver-
kleinert, sondern e s suchte nach neuen Aufgab en .
Inzwischen ist e s u . a. eine s von zwei großen IT-
Dienstleistungszentren des Bunde s, die BAFö G-
Verwaltung ist nur no ch eine unter vielen Aufga-
b en .

- D as »Bundesamt für die Anerkennung au slän-
discher Flüchtlinge« , das durch eine steigende Zahl
von Asylb ewerb ern in den 8 0er und 9 0er Jahren zu
einer ansehnlichen B ehörde herangewachsen war,
hatte nach der Grundge setzänderung von 1 9 9 2 ,
die eine drastische Reduzierung der Zahl der Asyl-
anträge nach sich zog, innerhalb von kurzer Zeit
deutlich mehr B e schäftigte als für die verblieb ene
Arb eit notwendig waren . Zunächst wurden Stellen
abgeb aut, ab er zum 1 . Januar 2 0 0 5 wurden ihm −
statt es weiter zu verkleinern − neue Aufgab en im
B ereich der Integration von MigrantInnen übertra-
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gen und e s verwandelte sich in das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge .

- Die »Kernforschungsanlage Jülich« wurde , als
nach der Re aktorkatastrophe von Tschernobyl die
Akzeptanz atomarer Anlagen in D eutschland dra-
matisch abnahm, nicht etwa abgewickelt, sondern
mutierte 1 9 9 0 zum »Forschungszentrum Jülich« ,
das inzwischen ein weites Forschungsspektrum
mit Anwendungen in den B ereichen Physik, Che-
mie , Biologie , Medizin und Ingenieurwissenschaf-
ten aufweist.

Leider ist e s wesentlich problematischer, wenn
Soldaten zivile Aufgaben üb ernehmen als wenn ei-
ne B ehörde neue Aufgab en erhält o der Wissen-
schaftlerInnen ihr Forschungsgebiet verändern .
Trotzdem müssen wir den Selb sterhaltungstrieb
der Bundeswehr als Institution mit b edenken,
wenn wir ihre weitere Reduzierung bzw. im Ergeb-
nis ihre Ab schaffung erreichen wollen . In B ezug
auf die Rü stungsindustrie werden seit den 8 0er

Jahren unter dem Stichwort »Rü stungskonversion«
Konzepte entwickelt, wie durch eine Umstellung
auf zivile Produkte die Arb eitsplätze der dort B e-
schäftigten erhalten werden könnten . Auch zur zi-
vilen Nutzung ehemals militärischer Liegenschaf-
ten (Kasernen, Truppenübungsplätze) werden im-
mer wieder tragfähige Konzepte entwickelt (der-
zeit z . B . für das B omb odrom in Brandenburg) . D er
B SV hatte b ekanntlich eine Zeit lang sein Büro in ei-
ner ehemaligen Kaserne .

E s reicht also nicht, gegen die Vereinnahmung
ziviler Aufgab en durch die Bundeswehr zu protes-
tieren, sondern es müssen Vorschläge entwickelt
werden, wie die Menschen, die ihren Leb ensunter-
halt als Soldaten verdienen, in Zivilb erufe integ-
riert werden können . B ei Zeitsoldaten ist das rela-
tiv unproblematisch: Sie verfügen b ereits üb er zivil
nutzb are Qualifikationen o der sind so jung, dass ei-
ne Au s- o der Weiterbildung in einem zivilen B eruf
möglich ist. D afür gibt e s z . B . die individuelle Um-
schulung ausscheidender Zeitsoldaten, organisiert
durch das B erufsförderwerk der Bundeswehr.

Wenn die Bundeswehr inzwischen einen Teil
ihrer Existenzb erechtigung daraus ableitet, dass
sie gebraucht wird , um länderüb ergreifende Auf-
gab en im Katastrophenschutz (oder in der humani-
tären Hilfe im Ausland o der in der Flugsicherung
o der im Rettungswe sen ) zu üb ernehmen und üb er
entsprechende Au srüstung und Qualifikationen
verfügt, sollten wir die Argumentation umdrehen :
Aufgab en üb ernehmen und Qualifikationen nut-
zen − gerne , aber als zivile Institution . Die entspre-
chenden Gelder und Personalstellen müssten um-
geschichtet werden . Allerdings hat die Bundes-
wehr eine ganz b esondere »Unternehmenskultur« ,
angefangen mit einer merkwürdigen B erufsklei-
dung (»Uniform«) üb er aus vordemokratischen Zei-
ten stammende Führungsprinzipien (»B efehl und
Gehorsam«) bis hin zu exotischen Ritualen
(»Grußpflicht«) . Wer nur einige Jahre Zeitsoldat
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war, kann sich in der Regel wieder ohne Hilfe an die
Umgangsformen im zivilen (B erufs-) Leb en gewöh-
nen, aber B erufssoldaten, die 2 5 oder 3 0 Jahre lang
»gedient« haben, müssten ggf. neu lernen, andere
Menschen als KollegInnen und nicht als Kamera-
dInnen zu b ehandeln, Untergeb ene zu motivieren
statt ihnen B efehle zu geb en und Vorgesetzten im
Zweifelsfall ein konstruktiv-kritisches Feedb ack zu
geb en, anstatt Anweisungen blind zu b efolgen .

Wir erleben derzeit, dass die Werbung der Bun-
deswehr in Schulen und Job centern verstärkt wird ,
weil immer weniger Jugendliche und junge Er-
wachsene b ereit sind , Zeit- o der B erufssoldaten zu
werden . E s ist einerseits wichtig, gegen die se Wer-
b emaßnahmen und gegen die Ko operationsverträ-
ge , mit denen in einigen Bunde sländern die Bun-
deswehr ihre D efinition von Außen- und Sicher-
heitspolitik im Unterricht und in der Lehrerfortbil-
dung vorstellen darf, zu prote stieren und alle s zu
versuchen, damit die se Ko operationsverträge wie-
der gekündigt werden (siehe dazu den B eitrag von
Jo achim Schramm auf Seite XX) . Wir sollten in die-
sem Zusammenhang auch nicht müde werden, da-
rauf hinzuweisen, dass » Soldat« eb en kein B eruf
wie j eder andere , sondern ein be sonderes Gewalt-
verhältnis ist, in dem viele Grund- und Arb eitneh-
merrrechte nicht gelten . Schon aus die sem Grunde
sollten wir immer wieder einfordern, dass auch
und gerade im Inland zivile Aufgab en durch zivile
B e schäftigte wahrgenommen werden müssen . Wir
sind uns mit den Gewerkschaften darüb er einig,
dass Zivildienstleistende , PraktikantInnen, Freiwil-
lige im Sozialen Jahr o der Hartz-IV-Empfänger
nicht als Ersatz für reguläre Arb eitskräfte einge-
setzt werden dürfen . Wir sollten daher den Einsatz
von Soldatinnen und Soldaten im zivilen B ereich
auch unter dem Aspekt diskutieren, dass sie Aufga-
b en wahrnehmen, die eigentlich durch tariflich b e-
zahlte Arb eitskräfte wahrgenommen werden
könnten und sollten .

Die »Spiegel«-Redakteurin B arb ara Supp
schreibt in einem bitteren Kommentar zum Afgha-
nistankrieg im »Spiegel« vom 2 6 . April 2 0 1 0 (der
auch auf »Spiegel-Online« veröffentlicht wurde

9)

:
»D as Volk glaubt nicht, dass dieser Krieg mit

den Toten und der Wut, die er schafft, die Welt si-
cherer macht. Die große Mehrheit der D eutschen
ist gegen die sen Krieg.

D er Krieg ist fremd geworden, erfreulich
fremd . D eutschland wurde zivil, nach zwei fürch-
terlichen Weltkriegen . E s ruft nicht mehr nach mili-
tärischen Helden, das ist das B este , was man üb er
die se s Land sagen kann . «

Sorgen wir dafür, dass D eutschland zivil bleibt.

Dr. Ute Finckh istF or u mPazi fi s mus -Redakteurin
und Vorsitzende des Bundes für Soziale Verteidi-
gung (BSV). A
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9) B arb ara Supp : Die schmutzige Wahrheit, http ://www. spie-
gel. de/spiegel/print/d-70 2 2 875 5 . html


